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I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Verkündet

am l„ Juli 1960

Beklagten und Revisionskliigerin9

gegen.

Kläger und Revisions‘beklagtenq

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom lo Juli

1960 in Berlin9 an der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n

als Vorsitzender9

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l und

Bundesrichter S c h m i t t

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter B o g a t z und

Bundessozialrichter T i e d t

als ehrena■tliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 30„ Oktober 1958

wird zurückgewieseno

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtu

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu

erstatten°
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Der Kläger zog sich am 22° Januar 1958 als Schiffsführer im

Betriebe der Ostreederei GmbH Stettin einen d0ppelten Unter—

schenkelbruch links zu„ Der Unfall ereignete sich im Stadt—

hafen von Breslau beim Verladen von Saatguto Aus diesem Anlaß

gewährte die Norddeutsche Binnenschiffahrts—Berufsgenossen—

schaft dem Kläger durch Bescheid vom 200 Dezember 1958 eine

vorläufige Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdB) von zunächst 100 VQH° und später 50 voH° Nachdem sie

am 24° Mai 1959 die Rente weiter auf 55 V5 voH„ der Vollrente

herabgesetzt hatte‚ stellte sie durch Bescheid vom 250 Januar

1940 die Dauerrente in Höhe von 20 VCH° der Vollrente feste

Zur Rechtfertigung der Herabsetzung führte sie aus: Es sei

durch zunehmende Gewöhnung eine wesentliche Besserung einge—

treten; diese komme in dem freien Gang und einer weitgehenden

Beweglichkeit des Knie— und Fußgelenks zum Ausdrucke Der Kläger

bezog die Rente bis zum Zusammenbruch des Deutschen Reiches im

Jahre 1945(:

Im Dezember 1950 beantragte er bei der Versicherungsanstalt

Berlin (VAE) die Wiedergewährung der Rente„ In dem daraufhin

von der VAE eingeholten Gutachten des Facharztes für Chirurgie

Dr? R231221v0m 50 Juli 1951 sind eine Verkürzung des verletzten

Beines um 2 bis 5 cm‚ mehrere teils druckempfindliche Narben,

eine Einschränkung der Beweglichkeit des linken Fußgelenks um
etwa die Hälfte und arthrotische Veränderungen im Bereich der

Halswirbelsäule festgestellte Die MdB gab Dr° RE::ZZLmit 25 VOH„

an° Die VAB entsprach dem Antrag des Klägers auf Wiedergewährung

der Rente mit einem Schreiben vom 7° August 1951, das folgenden

Wortlaut trägt: * ' ,
$

"Versicherungsanstalt Berlin Berlin—Wilmersdorf‚y

Hauptabteilung
.

'
‘

den 7„801951
_Un*allver31°herung

‘ WestfälischeStraße1—5
Herrn Richard LZuIL_J
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_ 3 - „- 4, ‚(

Nach dem Gesetz zur Anpassung des Rechts der Sozial—
versicherung in Berlin an das in der Bundesrepublik
Deutschland geltende Recht vom 3‚1201950 richten sich
mit Wirkung vom 1° Januar 1951 an die Rentenansprüche
aus Anlaß von Arbeitsunfällen nach den Vorschriften
der Reichsversicherungsordnung„ Mit dem gleichen Zeit—
punkt findet 5 61 Abs‚ 4 der Satzung der Versicherungs—
anstalt Berlin vom 20„9„1946 über das Runen der Ver—
letztenrente wegen des Bezuges von Arbeitseinkommen
keine Anwendung mehr° :“

Auf Grund des Bescheides der Norddeutschen Binnen—
schiffahrts—BG° vom 25°1040 haben Sie aus Anlaß des
Arbeitsunfalls vom 22°l„38 Anspruch auf eine Rente
von 20 vom Hundert der Vollrente in Höhe von monat—
lich DM 32°30„‘
;Sie haben daher zu

beanspruchen;

; vom 1°1„1951 bis 3o„9„51 9 x DM 32„3o = DM 290,70

Erhalten haben Sie: — '

, Dieser Betrag und die laufende Rente vom 101001951 an
werden Ihnen durch das für Ihre Wohnung zuständige Zahl—
postamt bei Vorlage der Ihnen von der Post zugehenden
AusweiskarteS(Nummerkarte) ausgezahlt°

Versicherungsanstalt Im Auftrag

«
Berlin gez°

($tempel) beglaubigt"
!
i ;

Mit dem
Inkrpfttäeten des Gesetzes über Zulagen und Mindest—

leistungen i derigesetzlichen Unfallversicherung und zur.
Überleitung es

Uäfallversicherungsrechts im Lande Berlin

(UZG) vom 2930 April 1952 ging die Entschädigungspf110ht von

der VABauf hie Beklagteüber‚ die—bereitsim Jahre1942’
durch

Fusion}Rechtsnachfolgerin
der Norddeutschen Binnen—

‚schiffahrts—Berufsgenossenschaft geworden war° Die Beklagte

holte am 3„ August 1953 ein zweites Rentengutachten von'

Dr° 33‘:ä:_41‘t:.ein.° Danach bestand noch eine Muskelatrophie

am linken Unterschenkel; die Fußbeweglichkeit war beim

Senken des Fußes um etwa 2/3, im.übrigen geringgradig.ein—
geschränkt‚ Den Befund an der Halswirbelsäule bezog Dr°

REISE: in sehne Beurteilung ein, nahm insoweit aber eine

Besserung an° Die auf die Unfallfolgen am linken Bein zu—
rückzuführevde MdE bewertete er mit 20 V„H°

Am 25„2Ju11£1955 erstattete der Facharzt für Chirurgie

Prof° Dr° S;:wx;.im Auftrage der Beklagten ein Gutachten

über die Uafallfolgen° Er stellte nur noch eine geringe
" )

/ . .
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Muskelatrophie am linken Bein und eine geringe Behinderung der

Fußbewegungen beim Einwärtsdrehen und beim Senken fest° Die MdE

schätzte er wegen der Besserung der Beweglichkeit im Fuß? die

beim Senken nur noch um ein Drittel eingeschränkt sei9 und wegen

weitgehender Gewöhnung an die Unfallfolgen auf 10 VOHD

Daraufhin entzog die Beklagte dem Kläger die Rente durch Be—

scheid vom 27° August 1955 mit Wirkung vom 1° Oktober 1955 ano

Diesen Bescheid hat der Kläger mit der Klage angefochtene Das

Sozialgericht (SG) Berlin hat ein Gutachten des Chefarztes der
chirurgischen Abteilung des Martin—Luther—Krankenhauses inv

Berlin-Grunewald, Profo Dr° DIiZIII; eingeholt und außerdem in

der mündlichen Verhandlung den Oberregierungs— und Medizinalrat

Dr° W:t?:t:211gutachtlich gehörte Durch Urteil vom 14„ Mai 1956

hat es den Entziehungsbescheid aufgehoben und die Beklagte ver—

urteilt, dem Kläger über den 300 September 1955 hinaus die Un—
fallrente in Höhe von 20 voHo der Vollrente weiterzuzahleno Zur

Begründung seiner Entscheidung hat das SG ausgeführt: Der Ent—

ziehungsbescheid ließe sich nur rechtfertigen9 wenn in den für

die frühere Feststellung maßgebenden Verhältnissen eine wesent—

liche Änderung eingetreten wäre (@ 608 der Beichsversicherungs-

ordnung — EVO —)° Eine wesentliche Besserung gegenüber dem Be—

fund vom 5„ Juli 1951‚ der als Grundlage für den Übernahme—

bescheid der VAB vom 7„ August 1951 gedient habe? sei jedoch

nicht festzustellen° Dies folgere die Kammer aus dem Gutachten

des Dr„ Wlf_'1“lfltt„ Die m Prof„ Dr° 81111und Pro■ Dr„ D;::T‘11
beschriebene höhere Beweglichkeit des Fußgelenks sei so gering—

fügig9 daß sie nicht als wesentlich zu bezeichnen sei° Nach 13

Jahren könne auch nicht mehr von einer weiteren Gewöhnung die

Rede sein°

Im Berufungsverfahren hat das Landessozialgericht (LSG) Berlin

noch ein Gutachten von der Orthopädischen Klinik und Poliklinik

des Oskar—Helene—Heims in Berlin—Dahlem (Prof° Dro W15570ber—
arzt Dr° Hit:iiä:ii■ erstatten lassenc Darin ist im wesentlichen

ausgeführt: Die Unterschenkelfraktur sei ideal ausgeheilto Im

oberen Sprunggelenk bestehe noch eine die Funktion nicht wesent—

lich behindernde Einschränkung der Beweglichkeit° Die Verkürzung

des Beines von 2 cm sei belanglos° Dr„ REE5:EZhabe die unfall—

_ 5 _
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bedingte MdB des Klägers im Jahre 1951 mit 25 V„H° zu hoch

bemessen; sie habe höchstens 10 VDH° betragen° Auch heute

sei die Erwerbsfähigkeit des Klägers durch Unfallfolgen

um 10 V°H° geminderto Gegenüber dem Gutachten vom 5° Juli

1951 sei keine Besserung der Gehleistung eingetreten, was

insbesondere daraus zu schließen sei,9 daß der Unfall damals

bereits 15 Jahre zurückgelegen habe°

Das LSG hat die Berufung der Beklagten durch Urteil vom
300 Oktober 1958 mit folgender Begründung zurückgewiesen:

Das Schreiben der VAE vom 70 August 1951 sei als Bescheid

aufzufassen, der eine Neufeststellung der Rente zum Gegen—

stand habeo Durch @ 40 des Berliner Sozialversicherungs—
Anpassungsgesetzes (BSVAG) sei eine solche Neufeststellung

vorgeschrieben gewesen° Die VAB habe sie auch treffen wol—

len; denn sie habe kurz vorher eine ärztliche Begutachtung

durch Dr° R;£32:Lveranlaßt„ Für eine bloße Übernahme einer

alten Verpflichtung hätte der noch im Original vorliegen—

de Bescheid der Norddeutschen Binnenschiffahrts—Berufs—

genossenschaft vom 25° Januar 1940 genügt° Die Erwähnung

des alten Bescheides im Schreiben vom 7° August 1951 deute

nicht auf eine bloße Übernahme hin, sie sei vielmehr dahin

zu verstehen, daß mit dem alten Bescheid die übrigen Vor—

aussetzungen für einen Unfallrentenanspruch grundsätzlich

als erwiesen angesehen werden sollten und es somit nur

'der Prüfung bedürfte, ob bei der Antragstellung noch eine

MdB rentenberechtigenden Grades bestanden habe° Erst nach

Durchführung dieser Prüfung sei der Bescheid vom 70 August

1951 erlassen worden„ Gegen eine Neufeststellung spreche

auch nicht, daß die Rente gegenüber 1940 nicht um 5 v„Ho

erhöht werden sei; diese geringfügige Abweichung habe

eine Erhöhung nicht gerechtfertigt° Unschädlich sei9 daß

der Bescheid vom 7° August 1951 nicht in der Form der
@@1585 ff° EVO ergangen sei° Es könne nicht dem Ver—

sicherungsträger überlassen bleiben9 durch Umgehung der

angeführten Formvorschriften die Folgen eines Verwaltungs—

akts, zu dessen Erlaß es verpflichtet sei‚ willkürlich zu
gestalten° Das SG habe mit Recht die Voraussetzungen des

5 608 RVG verneint° Für die Beeinträchtigung der MdB des

__‘5-
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Klägers komme es praktisch nur auf dessen Gang— und Stehleistung

an° In dieser Hinsicht sei bei dem Kläger seit 1951 keine ins

Gewicht fallende Änderung eingetreten° Dies ergebe sich aus dem

Gutachten der Orthopädischen Klinik des Oskar—Helene—Heimso—

Das LSG hat die Revision zugelassene

Das Urteil ist der Beklagten am 6„ Dezember 1958 zugestellt

worden° Sie hat hiergegen am 27° Dezember 1958 Revision ein—

gelegt und diese in der Revisionsschrift und mit Schriftsatz

vom 200 Januar 1959, der am 230 Januar 1959 beim Bundessozial—

gericht (BSG) eingegangen ist‚ begründet° Die Revision führt

aus; Entgegen der Auffassung des LSG sei in dem Schreiben der

VAE vom 7° August 1951 kein Bescheid über eine Neufeststellung

der Entschädigung zu seheno Dies ergebe sich schon daraus9 daß

der Rentenausschuß nicht mitgewirkt habe und daß keine Rechts—

mittelbelehrung erteilt worden sei° Die VAB habe9 obwohl sie

unmittelbar vorher ein ärztliches Gutachten über das Ausmaß der

Unfallfolgen eingeholt habe, nicht die Absicht gehabt? die Rente

neu festzustellen; sie habe lediglich auf Grund des Bescheides

vom 250 Januar 1940 die Rente von 20 VDH° der Vollrente unver—

ändert weitergewähren wollen° Anderenfalls hätte sie nicht 20

V„HO, sondern — wie Dr° RZECQE vorgeschlagen habe — 25 voHo ge—
währt° Daß nach 5 40 BSVAG eine Verpflichtung zur Feststellung

bestanden habe, sei unerheblicho Demnach müsse der Gesundheits—

zustand des Klägers im Zeitpunkt der Rentenentziehung mit den

Verhältnissen vom 250 Januar 1940 verglichen werden() Gegenüber

diesem Zeitpunkt sei eine wesentliche Besserung eingetreten9

welche die Entziehung der den tatsächlichen Verhältnissen schon

lange nicht mehr entsprechenden Teilrente rechtfertige°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen

die Klage abzuweisen‚

hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisena

Der Kläger beantragt9

die Revision zurückzuweisen°
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‘Er führt aus: Der Bescheid der VAB vom 7° August 1951 sei

auf Grund des 5 40 Abs„ 1 BSVAG und gemäß den Bestimmun—

gen der Satzung der VAE ergangen° Beide — das BSVAG und

die Satzung — seien irrevisible Rechtsvoroohriften° Die

Wirksamkeit des Bescheides könne daher in der Revisions—

instanz nicht nachgeprüft werden° Die Revision sei aber

auch deshalb unbegründet, weil der Sachverhalt von den

Vorinstanzen rechtlich richtig gewürdigt worden sei° An—

gesichts der Verpflichtung der Beklagten zur Neufest—

stellung der Rente gemäß 5 40 Abs° 1 BSVAG und den Vor—

schriften der Satzung lasse sich die Auffassung der Re—

vision nicht halten, es sei keine Neufeststellung ge—

wollt gewesen° Dies zeige auch 5 17 Abs° 6 Satz 1 des
Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes (FredeG)9 der
ebenfalls von einer Neufeststellung der Leistung aus-

gehe° Auch ein Vergleich des 5 40 Abs° 1 BSVAG mit 5 17

UZG ergebe, daß 5 40 BSVAGeine Neufestsetzung vor—
schreibe (Begründung einer Schuld)9 während 5 17 UZG

lediglich eine Übernahme der von der VAB bereits fest—

gesetzten Leistung durch einen neuen Träger der Unfall—

versicherung vorsche (Schuldnerwechsel)° Etwaige formelle

Mängel des Bescheides könnten seine Rechtsnatur nicht

ändern; es widerspreche auch Treu und Glauben, sich auf

solche Mängel zu berufen° Im übrigen wäre die Entziehung

der Rente auch dann nicht gerechtfertigt, wenn man den

Bescheid vom 25° Januar 1940 als den letzten maßgeblichen

Bescheid ansehen wollte; denn auch gegenüber diesem Zeit—

punkt sei eine wesentliche Besserung im zustand des Klä-

gers nieht eingetreten°

II

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs° 1

Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG —)‚ sie ist auch
form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden,

also zulässig° Sie hatte jedoch keinen Erfolg°

Das LSG hat die VAB nach dem BSYAG für verpflichtet ge—
halten, dem Kläger Leistungen aus Anlaß des Unfalls vom
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220 Januar 1938 zu gewähren und die ihm zustehende Rente fest—

zustellen° Für eine Prüfung, ob dies zutrifft, ist im Revisions—

verfahrsn kein Raum, weil die — im übrigen von der Revision nicht

angegriffene — Rechtsauffassung des LSG insoweit auf der Anwen—

dung irrevisiblen Rechts beruht° Die hier in Betracht kommenden

.5@ 37 ff° BSVAG sind Berliner Landesrecht? und ihr Geltungsbe—

reich erstreckt sich nicht über den Bezirk des LSG Berlin hinaus

(@162 Abs„ 2 see _ vg1„ zu 5 47 BSVAG:BSG8 s„ 101 /_1'017L

Das LSG hat in Übereinstimmung mit dem SG den mit der Klage an—

gefochtenen Rentenentziehungsbescheid der Beklagten vom 27„ Au—

gust 1955 als rechtswidrig angesehen9 weil eine Neufeststellung

nur unter den Voraussetzungen des 5 608 RVG zulässig gewesen

wäre, diese Voraussetzungen aber insofern nicht vorlägen9 als in

den für die Feststellung der Entschädigung maßgebenden Verhält—

nissen des Jahres 1951 keine wesentliche Änderung eingetreten

sei° Diese Auffassung läßt einen Rechtsirrtum nicht erkenneno

Das LSG hat in dem Schreiben der VAE vom 70 August 1951 zu—
treffend eine "Feststellung der Entschädigung" im Sinne des
@ 608-RVO gesehen° Maßgebend für die Auslegung dieses Schrei—

bens sind sein Wortlaut und die Umstände seiner Entstehunvß
Dem Kläger, der sechs Jahre lang keine Rente bezogen hatte‚ ist

von der Beklagten mitgeteilt w0rden‚ nach dem vom 10 Januar 1951

an für Berlin geltenden Recht seien Rentenansprüche aus Anlaß

von Arbeitsunfälleh nach den Vorschriften der BVO zu beurteileno

Im Anschluß daran heißt es, er habe wegen des Arbeitsunfalls vom

22° Januar 1938 eine Rente von 20 v„H„ der Vollrente, nämlich

monatlich 32,30 DM, zu beanspruchen„ Diese Erklärungen sind als

verbindliche Feststellung der Rente'zu werten° Die Beklagte hat

allerdings die Mitteilung über die Anspruchsberechtigung des

Klägers im zweiten Absatz ihres Schreibens mit dem Zusatz er—

läutert "Auf Grund_des Bescheides der Norddeutschen Binnen—
schiffahrts-Berufsgehossenschaft vom 25„1„40 „ „„„„„ haben Sie

zu beanspruchenz"„ Dieser Zusatz beeinträchtigt jedoch im Hin_

blick auf den vorangegangenen Absatz nach der Auffassung des

Senats nicht den verbindlichen Charakter der abgegebenen Er—

klärung, stellt sich vielmehr als Übernahme des begründenden

Inhalts des früheren Bescheides in die Feststellung vom

70 August 1951 dar° Für eine verbindliche Feststellung der

_ 9 _
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Rente durch die VAE hat das LSG mit Recht auch den Um—

stand gewertet, daß die Feststellung auf Grund eines

neuen Gutachtens über das Ausmaß der Unfallfolgen ge—

treffen werden ist„ Dem steht nach der Auffassung des
Senats nicht entgegen, daß es die VAB bei dem früheren

Grad der MdE von 20 VQH° beließ, obwohl Drc Renter in

seinem Gutachten vom 5‚ Juli 1951 die MdB mit 25 VOHÄ

angegeben hatte‚ Bas Zurückbleiben um 5 VOH„ hinter
der ärztlichen Bemessung kann mannigfache Gründe ha—

ben: Die VAE kann es z„B„ als unangebracht angesehen

haben, eine so geringfügige Erhöhung vorzunehmen; sie

kann auch hiervon abgesehen haben, weil ihr die Beur—

teilung durch Dr° Renter als sehr w0h1wollend erschien;‘
endlich kann sie von der Erwägung geleitet worden sein,

es dem Kläger zu überlassen, sich auf eine Verschlimmerung

der Unfallfolgen zu berufen. Jedenfalls zwingt das Zu—

rückbleiben hinter der ärztlichen Beurteilung nicht zu

dem Schluß, als hätte die VAE nur die im Jahre 1940
festgestellte Rente auszahlen‚ nicht aber eine eigene

verbindliche Feststellung vornehmen wollen°

Soweit die Revision die Wirksamkeit der Feststellung

vom 7« August 1951 mit dem Hinweis in Zweifel zieht‚ es
fehle an der Mitwirkung des Rentenaussohusses, verkennt
sie, daß die Förmlichkeiten der Feststellung im vor-
liegenden Falle nicht nach dem Recht der EVO, sondern

nach Berliner Landesrecht zu beurteilen sind° Nach 5 37
Abs° 1_BSVAG richten sich lediglich Umfang und Gegen—

stand der UnfallverSicherung nach dem Dritten Buche der

RVG, während das Feststellungeverfahrén in den @75 ff°
BSVAGeine besondere Regelung gefunden hat° Nach 5 78
Abs„ 1 ist über die Leistungen der Unfall— und Renten—
versicherung sowie über Änderung, Entziehung‚ Rück—

forderung und Runen VOn Renten ein schriftlicher Be—

'scheid zu erteilen„ Nach 5 78 Abs„ 2 gelten zwar einige
Verfahrensvorschriften des Sechsten Buches der RVG ent—

sprechend, nicht aber der von der Revision angeführte9

den schriftlichen Bescheid behandelnde @1583 EVO, der
in Verbindung mit 55 1568 bis 1570 EVO vorschreibt, wel—

'—io.—
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ches Feststellungsorgan den Bescheid zu erteilen hat, Die Frage,

ob das Schreiben der VAB vom 7, August 1951 die an einen Renten—

feststellungsbescheid zu stellenden Anforderungen erfüllt, war

daher nach @ 78 BSVAG — und gegebenenfalls nach der Satzung der

VAB —, also nach irrevisiblem, weil nur für den Bezirk des Be—

rufungsgerichts geltenden Berliner Landesrecht zu beurteilen,

An die Auffassung des LSG, das Schreiben der VAB vom 7, August

1951 sei als wirksamer Rentenbescheid anzusehen, ist das BSG

somit gebunden° Das angeführte Schreiben entbehrt auch nicht

schon deshalb — wie die Revision meint — der Eigenschaft eines

Rentenbescheides, weil es keine Rechtsbehelfsbelehrung enthält,

Das Fehlen einer solchen Belehrung hätte sowohl nach dem frühe—

ren Recht der RVO als auch nach @78 Abs° } BSVAG und nach dem
jetzigen Verfahrensrecht der Sozialgerichtsbarkeit nur die Be—

deutung, daß die regelmäßige Anfechtungsfrist nicht in Lauf ge—

setzt wird, dagegen berührt es die Wirksamkeit des Bescheides

selbst nicht (vgl° BSG5 S, 251 15537), Infolgedessen konnte
dahingestellt bleiben, ob und inwieweit auch diese letztere

Rüge der Revision auf die Nachprüfung irrevisiblen Rechts ab—

zielt,

Hiernach hätte die Beklagte die Teilrente von 20 VCH, der
Vollrente nur entziehen dürfen, wenn in den Verhältnissen,

die für die Feststellung vom 7, August 1951 maßgebend waren,

eine wesentliche Änderung eingetreten wäre° Das LSG hat dies

verneint° Die von ihm insoweit getroffenen tatsächlichen Fest—

stellungen sind von der Revision nicht mit zulässigen und be—

gründeten Revisionsgründen angegriffen worden; sie sind daher,

für das Revisionsgericht bindend (@ 165 see)° Dem LSG ist auch

in der Anwendung des Begriffs der "wesentlichen Änderung" kein

Rechtsirrtum unterlaufen° Aus 5 608 RVG läßt sich der Ent—

ziehungsbescheid somit nicht rechtfertigen,

Der Senat hat weiter geprüft, ob das Fremdrénten— und Auslands—

renten—Neuregelungsgesetz vom 250 Februar 1960 (BGBl I S„ 95 —
RANG) für die Zeit nach seinem Inkrafttreten (1, Januar 1959

_ Art° 7 © 3 Abs, 1 RANG) dem Anspruch des Klägers auf Weiter—
Zahlung der Rente entgegensteht, Diese Frage hat er verneint°

Der Kläger wird von dem FredeG in der Fassung des Art, 1 FANG

betroffen° Er gehört zwar nicht zu dem berechtigten Personen—JLaw – Gesetze und Urteile
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kreis des @ 1 FredeG; sein Anspruch fällt aber-unter % 5

Abs° 1 Nr„ 1 FredeG, weil ein außerhalb des Geltungs—

bereichs des FredeG, nämlich in Breslau, eingetretener

Arbeitsunfall vorliegt und der Kläger damals bei einem
deutschen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung,

nämlich der Norddeutschen Binnenschiffahrts—Berufsge—
nossenschaft, versichert_waro Er ist daher nach 5 5

Abs„ 4 FredeG und Art„ 6 5 5 FANG leistungsberechtigta
Leistungsverpflichtet ist auch nach der Neuregelung die

Beklagte; sie ist nach der Art des Unternehmens, in dem

sich der Arbeitsunfall ereignet hat, der zuständige Ver-

sicherungsträger (@ 9 Absc 1 FredeG)° wurde das FredeG

eine originäre Verpflichtung der Beklagten in dem Sinne

begründen, daß diese an die Rehtenfeststellung der VAB

vom 7° August 1951 nicht gebunden wäre, so könnte sie

sich für die Zeit nach dem 1° Januar 1951 darauf be—

rufen, die Erwerbsfähigkeit des Klägers sei nicht mehr

um ein Fünftel gemindert (5 559 a Abs„ 2 EVO)° Die hier

zu entscheidende Frage ist im Gesetz nicht mit der wün—

sehenswerten Eindeutigkeit beantwortet; denn Art„ 6 5 2

FANG schreibt lediglich vor, daß, wenn ein Träger der ge—
setzlichen Unfallversicherung im Geltungsbereich des Ge—

setzes nach dem 8° Mai 1945 eine Leistung wegen eines

Arbeitsunfalls im Sinne des @ 5 FredeG bindend festge-

stellt (oder abgelehnt) hat, auf Antrag
zu prüfen ist,

ob die Vorschriften des FANG günstiger sind° Demgegen—

über bestimmte @ 17 Abs() 6 FredeG vom 7° August 1955

auch, daß eine von einem Versicherungsträger im Bundes—

gebiet rechtskräftig festgestellte Leistung als eine

solche im Sinne des FredeG zu gelten habe° Die ange—
führte Vorschrift des FredeG von 1955 wahrte also den—

jenigen Verletzten, für die bereits vor Inkrafttreten

des Gesetzes Versicherungsleistungen festgestellt wor—
den waren, den einmal erlangten Besitzstand (vgl° BSG 8

S° 57 1527 mit Nachweisen aus demSchrifttum)„ Nach der
Auffassung des Senats enthält Art° 6 © 2 Satz 1 FANG

trotz der von 5 17 Abs„ 6 Satz 1 FredeG abweichenden
Fassung eine dieser Vorschrift entsprechende Besitz—

1 12 _
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standsklausel° Es wäre schlechthin unverständlich, wenn man an—

nehmen wollte, der Gesetzgeber des FANG habe nicht ebensowohly wenn

nicht gar in höherem Maße, Veranlassung gehabt, auf die Wahrung des

Besitzstandes der Berechtigten Bedacht zu nehmen? wie der Gesetz—

geber des FredeGo Je länger ein Besitzstand_währt9 um so eher ver—

dient er die Festigung durch das Gesetz„ InfolgedesSen muß ange—

nommen werden, daß’Art° 6 5 2 FANG — ebenso wie dies für % 17

Abs() 6 FredeG galt
— den Zweck verfolgt, Fälle? in denen bereits

Jauf Grund des bisherigen Rechts eine verbindliche Eestlegung vor—

lag‚ in das neue Recht überzuleiten, und daß deshalb der Versiche—

rungsträger an eine solche Feststellung gebunden bleibt (vgl„Jantz—

Zweng—Eicher, Das neue Fremdrenten— und Auslandsrentenrecht‚ S„208

Anm° 1 zu 5 2)° Mit dem Wortlaut des Gesetzes läßt sich die Auf—

fassung des Senats vereinbaren, zumal da Art° 6 5 2 FANG nicht von

der Feststellung einer Leistung "auf Grund" des @ 5 FredeG spricht„
sondern von einer Leistung wegen eines Arbeitsunfalls "im Sinne"

des 5 5 FredeG° Es steht also nichts im Wege‚ die Vorschrift auch
auf Feststellungen beispielsweise aus dem Jahre 1951 zu beziehenb

Nach alledem war die Beklagte zur Entziehung der Rente nicht be—

rechtigt„ Ihre Revision mußte daher als unbegründet zurückgewiesen

werdeno

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in Anwendung des @ 193 SGG°
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